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IM NAM EN DES VOLKES

IV ZR 105/91 URTEIL Verkündet am:
20. Mai 1992 
Estel
Justizobersekretärin 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

vertreten durch den Vorstand,

Beklagten und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. B H H  un<*
v. -

gegen

Herrn Franz H

Kläger und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
den Vorsitzenden Richter Bundschuh und die Richter 
Dr. Zopfs, Römer, Dr. Schlichting und Terno auf die mündli­
che Verhandlung vom 20. Mai 1992

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des 17. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
München vom 4. Februar 1991 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen, auch bezüglich der Kosten der Revision 
mit Ausnahme der durch sie verursachten ge­
richtlichen Kosten, die gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 
GKG nicht erhoben werden.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Kläger verlangt für die von ihm behauptete Entwen­
dung von Hausrat, der bei der Beklagten versichert war, 
Entschädigung.

Er behauptet, in der Nacht vom 18. auf den 19. Februar 
1988 sei in sein Haus eingebrochen worden. Ihm seien Teppi­
che, Schmuck und andere Gegenstände gestohlen worden. Den 
Wert der von ihm als gestohlen gemeldeten Sachen hat ein
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Unternehmen, das sich mit der Bewertung solcher Schäden be­
faßt, mit 161.250 DM ermittelt. Diesen Betrag nebst Zinsen 
fordert der Kläger.

Die Beklagte behauptet, der Einbruchdiebstahl sei fin­
giert. Ein gegen den Kläger eingeleitetes Ermittlungsver­
fahren hat die Staatsanwaltschaft eingestellt.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben. Die Beru­
fung hatte keinen Erfolg. Mit der Revision verfolgt die Be­
klagte ihren Antrag auf Abweisung der Klage weiter.

Entscheidungsgründe:

Die Revision führt zur Aufhebung des angefochtenen Ur­
teils und zur Zurückverweisung der Sache an das Berufungs­
gericht.

1. Das Berufungsgericht hat sich mit den Einwendungen 
der Beklagten zur Schadenshöhe nicht befaßt. Dies rügt die 
Revision zutreffend als rechtsfehlerhaft. Schon deshalb muß 
die Sache zurückverwiesen werden.

Das Berufungsgericht hat angenommen, an die vom Land­
gericht zuerkannten 161.250 DM gemäß § 314 ZPO gebunden zu 
sein, weil dieser Betrag im Tatbestand des landgerichtli­
chen Urteils als unstreitig dargestellt ist.

Daran ist richtig, daß der Tatbestand des landgericht­
lichen Urteils gemäß § 314 ZPO beweist, was die Parteien in
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der mündlichen Verhandlung vorgebracht haben. Anders als 
für das Revisionsgericht, § 561 Abs. 1 ZPO, entfaltet § 314 
ZPO für das Berufungsgericht aber keine Bindungswirkung 
derart, daß es neuen Tatsachenvortrag der Parteien nicht zu 
prüfen hätte. Vor dem Berufungsgericht wird der Rechts­
streit in den durch die Anträge bestimmten Grenzen von neu­
em verhandelt, § 525 ZPO.

Grundsätzlich sind die Parteien nicht gehindert, im 
Berufungsverfahren neue Angriffs- und Verteidigungsmittel 
vorzubringen. Mit diesem neuen Vorbringen braucht sich das 
Berufungsgericht nur dann nicht zu befassen, wenn die Vor­
aussetzungen der §§ 527, 528 ZPO vorliegen. Dazu hat das 
Berufungsgericht indessen keine Feststellungen getroffen. 
Sie ergeben sich auch nicht unmittelbar aus dem in Bezug 
genommenen Inhalt der Akten.

§ 527 ZPO betrifft Angriffs- und Verteidigungsmittel, 
die nicht innerhalb der Berufungsbegründungsfrist oder ei­
ner nach § 520 Abs. 2 ZPO zur Erwiderung gesetzten Frist 
vorgebracht worden sind (BGH, Beschluß vom 17. September 
1987 - III ZR 218/86 - BGHR ZPO § 527, Anwendungsbe­
reich 1). Die Beklagte hat schon in der Berufungsbegründung 
bestritten, daß die vom Kläger als gestohlen angegebenen 
Gegenstände auch tatsächlich entwendet worden seien 
(Bl. 116 Abs. 1 GA). Sie hat damit zwar nicht die Bewertung 
der einzelnen Gegenstände, die gestohlen worden sein sol­
len, angegriffen; sie hat aber den Umfang des Schadens be­
stritten und ausgeführt, selbst bei unterstellter Richtig­
keit eines Einbruchdiebstahls sei vom Kläger nicht nachge­
wiesen, daß die von ihm als entwendet angegebenen Gegen-
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stände sich tatsächlich in seinem Anwesen befunden hätten 
und abhanden gekommen seien (so insbesondere Bl. 127 unter 
1. GA; vgl. auch Bl. 129 Abs. 2, 134 unter 1. GA).

Entgegen der Auffassung der Revisionserwiderung ist 
dieses Bestreiten der Beklagten hinreichend substantiiert; 
mehr vorzutragen kann von ihr nicht erwartet werden.

Auf ein verspätetes, den Rechtsstreit verzögerndes Be­
streiten hat das Berufungsgericht nicht abgestellt. Dafür 
sind auch keine Anhaltspunkte ersichtlich, denn das Beru­
fungsgericht hat im Wege der Rechtshilfe über den Grund des 
Anspruchs Beweis erhoben.

2. Weiter ist nicht auszuschließen, daß auch die Aus­
führungen des Berufungsgerichts zum Grund des Anspruchs 
rechtsfehlerhaft sind.

Die vom Berufungsgericht in Bezug genommenen landge­
richtlichen Entscheidungsgründe gehen davon aus, daß dem 
Kläger für den ihm obliegenden Beweis für den Eintritt des 
Versicherungsfalls Erleichterungen zugute kommen. Auf die­
ser Grundlage sieht das Landgericht den Beweis für den Ein­
bruchdiebstahl nach den "äußeren Anzeichen" als geführt an. 
Der Versicherer müsse dann den von ihm ausgesprochenen Ver­
dacht, der Versicherungsfall sei vorgetäuscht, durch kon­
krete Tatsachen erhärten, aus denen sich die "naheliegende 
Möglichkeit" einer vom Kläger begangenen Täuschung ergebe. 
Das Berufungsgericht ergänzt diese Ausführungen: Die Be­
klagte müsse nachweisen, daß die "äußeren Anzeichen trü-
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gen". Das sei ihr nicht gelungen. Bei diesem Ergebnis kehre 
sich die Beweislast auch nicht wieder um.

Diese Ausführungen lassen nicht erkennen, daß das Be­
rufungsgericht bei seiner tatrichterlichen Prüfung von den 
Beweisgrundsätzen ausgegangen ist, wie sie der Senat für 
Fälle der vorliegenden Art entwickelt hat.

Entscheidend ist, daß beiden Parteien Beweiserleichte­
rungen zugute kommen. Der Versicherungsnehmer braucht nur 
Tatsachen zu beweisen, aus denen sich das äußere Bild eines 
bedingungsgemäßen Diebstahls ergibt. Er muß ein Minimum an 
Umständen beweisen, aus denen mit hinreichender Wahrschein­
lichkeit auf die versicherte Entwendung geschlossen werden 
kann. Ist dem Versicherungsnehmer dieser erleichterte Be­
weis gelungen, dann braucht der Versicherer nicht den vol­
len Gegenbeweis zu führen, daß der Diebstahl nicht stattge­
funden hat. Es genügt vielmehr, wenn er Tatsachen vorträgt
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und im Bestreitensfalle beweist, die mit erheblicher Wahr­
scheinlichkeit darauf schließen lassen, daß der Diebstahl 
nur vorgetäuscht ist (vgl. Senatsurteile vom 5. Oktober 
1983 - IVa ZR 19/82 - VersR 1984, 29; vom 10. Juni 1987 
- IVa ZR 49/86 - VersR 1987, 801; vom 12. April 1989 - IVa 
ZR 83/88 - VersR 1989, 587; vom 18. Oktober 1989 - IVa ZR 
341/88 - VersR 1990, 45).

Allerdings gelten diese Beweiserleichterungen nicht 
für die Feststellung der Anzahl und den Wert der angeblich 
entwendeten Sachen (Senatsurteil vom 13. März 1991 - IV ZR 
74/90 - VersR 1991, 924 unter I).

Bundschuh Dr. Zopfs Römer

Dr. Schlichting Terno
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